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Sebastian Briellmann

Einen Tag nach der Räumung
von mitunter antisemitischen
Anti-Israel-Protesten ein kurzer
Blick in Richtung Basler Univer-
sität: Alles ganz ruhig, optisch,
aber der Puls in der Stadt, der
Volksseele, wenn man so will,
der dreht bei vielen noch in der
obersten Hubraumklasse.

Und am Abend kommt auch
noch Besorgniserregendes von
der Fachgruppe Jüdische Stu-
dien: In einem langen Statement
teilt diesemit, dass seit Monaten
jeglicherDialogvon sogenannten
propalästinensischenAktivisten
verunmöglicht und der Unter-
richt gestört werde.

Die Studierenden des Zent-
rums für Jüdische Studien be-
obachteten die Ereignisse am
Montag und die Besetzung «tat-
sächlicher und vermeintlicher
Kommilitonenmit Betroffenheit
und Bestürzung». Bei allemVer-
ständnis für die Zivilbevölkerung
im Gaza-Krieg und der Kritik an
der RegierungNetanyahu: «Was
rund umdas Bernoullianum ge-
schehen ist, hat für ein Klima der
Angst unter jüdischen Studenten
sowie Besuchern unsererAnläs-
se undVeranstaltungen gesorgt,
das nicht hinnehmbar ist.»

—KeinWort zur Hamas
Zum Beispiel: Verherrlichung
von «antisemitischen Terroris-
tinnen» wie Leila Khaled. «In
den sozialen Medien und auf
Plakaten, Transparenten und in
Sprechchören wurden Gewalt-
aufrufe gegen Juden wieder-
holt.» Zudem: kein Wort über
das Hamas-Pogrom.

Dass die Universität zuerst
auf Dialog gesetzt hat: Das
schätzt auch die Fachgruppe.
Dennoch sorgt sie sich, dass die-
se Proteste in Gewalt umschla-
gen können, gerade gegen den
eigenen Fachbereich. «Antisemi-
tismus hat an unserer Uni leider
für einige Tage einen Platz ge-
funden. Wir fordern, dass dies
nie mehr geschieht (...). Die fern
jeglicherwissenschaftlichen Ba-
sis argumentierenden, tenden-
ziell antisemitischen Proteste zu
verurteilen, hätte nicht unser Job
als Fachgruppe Jüdische Studien
allein sein dürfen.Wir sind wü-
tend, verzweifelt und fühlen uns
im Stich gelassen.»

Universitätssprecher Matthi-
as Geering hat viel Verständnis
für dieVerunsicherung der Fach-
gruppe und auch jüdischer Stu-
denten.Man sei stets in Kontakt
gewesen. Braucht ihr Hilfe? So-
fort melden.

Auch bürgerliche Politiker kriti-
sieren die Uni: Sie habe zu lange
mit der Räumung gewartet. Ist
an den Vorwürfen etwas dran?
Hat die Uni zu lasch reagiert?

— Warum hat die Universität
Basel nicht sofort geräumt?
DieHochschule teilt mit, dass sie
bereits amSonntag die Lage ana-
lysiert hat, weil mit der Beset-
zung zu rechnen gewesen sei.Als
dies passierte, hatman sofort die
Polizei informiert. Eine soforti-
ge Räumung war aber nicht das
Ziel der Verantwortlichen. Spre-
cherMatthias Geering sagt: «Vor
einemPolizeieinsatzwolltenwir
zuerst den Dialog suchen. Wir
verfügten über ein Zeitfenster, in
dem diese Besetzung ohne Poli-
zeieinsatz hätte beendetwerden
können. Es war aber auch von
Anfang an klar, dass die Univer-
sität Basel eine längere Beset-
zung nicht dulden würde.»

Zudem darf man davon aus-
gehen: Hätte Gefahr bestanden,
dass die Lage eskaliert (oder
schon nur hätte eskalieren kön-
nen), hätte die Polizei, die an-
dernorts –Hells-Angels-Prozess,
FCB-Match und weitere fix ge-
plante Einsätze – enorm einge-
bunden war in dieser Woche,
dennoch sofort eingegriffen.

—Warum hat die Universität
den Besetzern überhaupt zwei
Ultimaten zugestanden?
Ein Kritikpunkt (gerade aus der
Politik) ist dieNachgiebigkeitmit
denBesetzern. JedeVerlängerung
eines Ultimatums sei inkonse-
quent und stärke die Besetzer.Ge-
ering sagt: «Die Universität hat
das erste Ultimatum verlängert,
weilwirmit Laurent Goetschel ei-
nen letztenVersuchmachen und
uns nicht demVorwurf aussetzen
wollten,wir hätten nicht alle Op-
tionen genutzt.»

— WarumgenossendieBesetzer
so viel Verständnis?
Keine Dialogbereitschaft vonsei-
ten der Besetzer – und dennoch
zwei Ultimaten, ein den Aktivis-
ten gut gesinnter Vermittler on
top, eine gewisse Bereitschaft
auch, den Forderungen der Pro-
testler zu folgen? Geering sagt:
«Die Idee, dass wir geflüchteten
Studierenden und Forschenden
aus Palästina an der Universität
Basel eine Perspektive ermögli-
chen könnten, haben wir aufge-
nommen. Ebenso den Wunsch,
dasswir gewisseThemen in Form
vonDiskussionsforen oder Podi-
umsveranstaltungen behandeln
könnten. Dies muss aber in einer
offenen,wissenschaftlichenWei-

se stattfinden –was an einerUni-
versität eigentlich selbstverständ-
lich sein sollte.»

Klar und deutlich – und das
war zuvor auch schon anders zu
lesen – erteilt Geering der Forde-
rung, «Forschungszusammenar-
beiten mit Israel» zu beenden,
eineAbsage: «Nicht verhandelbar
und absolut inakzeptabel ist und
bleibt die Sistierung von Koope-
rationen mit Israel.»

— Gib es nun Konsequenzen
für die Besetzer?
Da es zu keinen Personenkont-
rollen durch die Polizei gekom-
men sei, kenne dieUniversität Ba-
sel die Identität derBesetzernicht,
sagt Geering: «Folglich erübrigt
sich die Diskussion um Diszipli-
narmassnahmen.» Zudemgeht er
auch davon aus, dass viele derAk-
tivisten gar keine Studenten der
Universität Basel gewesen sind.

Dass zahlreiche Universitäts-
mitarbeiter– unter anderemauch
Goetschel – sich auf die Seite der
Aktivisten geschlagen haben
(ohne allerdings auf die Forderun-
gen einzugehen, sondern wegen
der «kritischen Debatte»), ist für
Geering nicht per se problema-
tisch. Anders als in Bern, wo der
Rektor sagt, es gelte zwardieMei-
nungsäusserungsfreiheit – aber:

«Gleichzeitig gilt für sie auch das
Personalrecht.Und dieses besagt,
dass Uniangestellte zum Beispiel
die Interessen der Universität
wahren und ihrer Reputation
nicht schaden dürfen. Dies wird
in der Diskussion um die Gaza-
Proteste vermischt. Und das
macht mir Sorgen.»

So weit sei es in Basel nicht,
sagt Geering: «Wir sind in Basel
zum Glück nicht an einen Punkt
gelangt, an demArbeitsrecht ver-
letzt wurde und personalrechtli-
cheMassnahmen nötigwurden.»
Aber auch er sagt: «Eine Univer-
sität lebt von unterschiedlichen
Positionen, und diese Positionen
werden in einem akademischen
Rahmen diskutiert. Damitwollen
wir einen Beitrag zur Lösung der
gesellschaftlichen Probleme leis-
ten. Aktivismus bringt uns da
nicht weiter.»

Letzteres ist ja gerade das,was
die Volksseele so erzürnt. Für die
Universität ein diffizilerWeg.Wo
ist Dialog richtig,wo hört dasVer-
ständnis auf? Das Enervierungs-
level deshalb weiterhin: oberste
Hubraumklasse. Politische Vor-
stösse sind schon angekündigt.

Aufgeregte Zeiten. Auch wenn
die Universität auch am Abend,
rein optisch, eine angenehme
Ruhe ausstrahlt.

Hätte die Universität früher räumenmüssen?
«Klima der Angst» Die Hochschule erklärt ihr Handeln nach drei schwierigen Tagen.

Der Lifesciences-Standort Ba-
sel ist um einen Leuchtturm rei-
cher: Gesternwurde derNeubau
des Departements für Biosys-
teme (D-BSSE) der ETH Zürich
feierlich eröffnet. Das moder-
ne Lehr- und Forschungsgebäu-
de liegt auf dem Schällemätteli-
Areal und damit in unmittelbarer
Nähe sowohl zum Universitäts-
kinderspital beider Basel (UKBB)
und zumUnispital als auch zum
neuen Biozentrum der Uni.

«Basel ist die Lifescience-
Hauptstadt Europas, und für
unswar und ist es eine unglaub-
liche Chance, hier etwas Neues
aufzubauen», sagte der Leiter
des Departements, Sven Panke,
anlässlich der Einweihung. Der
Lehrbetrieb wurde zwar bereits
im vergangenen Herbstsemes-
ter aufgenommen, doch mit der
feierlichen Einweihung ist der
ETH-Neubau auch offiziell im
Wissenschafts-Ökosystem am
Rheinknie angekommen.

19 Professorinnen und Pro-
fessoren forschen und lehren
am Departement. Hinzu kom-
men 180 Doktorierende, insge-
samt rund 340Mitarbeitende so-
wie bis zu 180 Masterstudieren-
de aus 42 Ländern.

«Voll im Kreditrahmen
des Bundes»
Die Basler ETH-Filiale wurde
bereits 2007 gegründet, damals
noch auf dem Rosentalareal im
Kleinbasel. 2014 startete dasAus-
wahlverfahren für das Neubau-
projekt, das nun nach ziemlich
genau zehn Jahren eingeweiht
wurde. Eigentlich hätte der Bau
schon früher eröffnet werden
sollen, doch es kam zu Verzöge-
rungen. Ursprünglicher Eröff-
nungstermin war Herbst 2022.

Die Gesamtkosten beliefen sich
auf rund 220 Millionen Fran-
ken, bezahlt von der ETH und
vom Bund.

Das Grundstück gehört der
Einwohnergemeinde der Stadt
Basel, die es der Hochschule re-

spektive dem Bund im Baurecht
abgetreten hat.

Basel undUni-Neubauten, das
ist eine etwas vertrackte Ange-
legenheit. In der Vergangenheit
sorgten das Biozentrumund das
Departement Biomedizinwegen

Verzögerungen undMehrkosten
für Schlagzeilen.

Zumindest Letzteres hatten
die Zürcher ihrerseits offenbar
im Griff: Gemäss Ulrich Weid-
mann, Vizepräsident für Infra-
struktur derETHZürich, lagman

mit 220 Millionen «voll im Kre-
ditrahmen des Bundes».

Der Neubau umfasst sechs
Stockwerke und knapp 40’000
Quadratmeter Geschossfläche.
Darin untergebracht sind Büros,
Seminarräume sowie hochmo-

derne Laborbereiche. In diesen
forschen die ETH-Wissenschaft-
lerinnen und -Wissenschaftler
an der Schnittstelle der Diszi-
plinen Biologie, Informatik und
Ingenieurwissenschaften.

Diese interdisziplinäre Ver-
zahnung sei «einzigartig in Eu-
ropa», betonte Departementslei-
ter Panke.

«Verhältnis besser
als behauptet»
Erforschtwerden unter anderen
Zellen und Zellsysteme. ETH-
Professor Niko Beerenwinkel
legte anlässlich der Medien-
konferenz dar, wie «Big Data»
und künstliche Intelligenz dabei
helfen können, Krebstherapien
noch wirkungsvoller zu ma-
chen. Die ETH kooperiert auch
mit den umliegenden Instituti-
onen, unter anderem dem Uni-
spital, um die Erkenntnisse aus
der Forschung in die klinische
Medizin zu übertragen.

Die Architektur des Neubaus
ist ebenfalls auf den Austausch
ausgerichtet: Im Zentrum des
Gebäudes eröffnet ein grosser
Lichthof den Blick auf sämtliche
Stockwerke. Die breiten Fenster-
fronten lassen auch neugierige
Einsichten von aussen zu. Und:
Der Eingangsbereich wie auch
die Dachterrasse sind öffentlich
zugänglich. Damit öffnet sich
die ETH auch zum Stadtraum
hin, der sie umgibt.

Oder, wie es ETH-Presse-
sprecherin Franziska Schmid
formulierte: «Dieser Neubau
ist der Beweis dafür, dass das
Verhältnis zwischen Basel und
Zürich besser ist als gemeinhin
behauptet.»

Oliver Sterchi

Die Spitzenforschung in Basel erhält einen weiteren Leuchtturm
ETH-Neubau am Rheinknie Das Departement für Biomedizin ist offiziell eröffnet worden.
Anders als bei anderen Uni-Bauten in Basel blieben die Kosten im Rahmen.

Der Neubau des Departements für Biosysteme der ETH Zürich (vorne) steht in unmittelbarer Nähe zum UKBB und zum Biozentrum. Foto: Luzia Hunziker
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Das Basler Universitätsspital
(USB) erhält vom Kanton eine
Finanzspritze in der Höhe von
300 Millionen Franken. Der
Grosse Rat hat dem Darlehen
gesternVormittag praktisch ein-
stimmig zugestimmt.

Das Geld fliesst in die Neu-
bauten, welche das USB auf sei-
nem Campus im Herzen der
Stadt realisiert. Konkret das Kli-
nikum2, bei dembereits die Bag-
ger aufgefahren sind, sowie das
Klinikum 3, fürwelches das Par-
lament erst noch einen Bebau-
ungsplan bewilligen muss.

Rolle des Unispitals
im Rat unbestritten
In den kommenden Jahrzehnten
sollen dafür bis zu 3 Milliarden
Franken investiert werden. Die
Regierung hatte das Darlehen
beantragt, umdemUSB in einem
finanziell schwierigen Umfeld
unter die Arme zu greifen. Zu-
letzt verzeichneten viele Spitäler
in der Schweiz infolge derTeue-
rung bei gleichzeitig unverän-
derten Tarifen hohe Verluste.
Auch beim USB ist für das Ge-
schäftsjahr 2023 einMinus zu er-
warten.

Das Darlehen des Kantons soll
etwas finanziellen Druck vom
Spital nehmen und je hälftig in
das Klinikum 2 und 3 fliessen,
damit die Neubauten am Ende
nicht wegen leerer Kassen ge-
fährdet sind. In der Ratsdebatte
von gestern Morgen betonte der
zuständige Regierungsrat Lukas
Engelberger die Bedeutung des
USB: «Das Universitätsspital ist
zentral für die Gesundheitsver-
sorgung der ganzen Region.»
Das Darlehen sei ein Bekenntnis
der Politik zu «seinem» Spital.
Das USB befindet sich im Besitz
des Kantons.

Die zentrale Rolle des Unispi-
tals und die Notwendigkeit, die

Infrastruktur auf dem Campus
zu erneuern, waren in der Rats-
debatte unbestritten. Auch die
Gewährung des Darlehens wur-
de von sämtlichen Fraktionen
begrüsst. Lediglich bei der Fra-
ge, ob derRegierungsrat das Dar-
lehen im Fall einer akuten finan-
ziellen Krise des USB eigenstän-
dig in Eigenkapital umwandeln
können soll, gab es unterschied-
liche Ansichten.

Die vorberatende Finanzkom-
mission hatte sich gegen eine
künftige Ermächtigung des Re-
gierungsrats ausgesprochen, die
Gesundheits- und Sozialkommis-
sion dafür. Die meisten Frakti-
onssprecher folgten dabei der

Sichtweise der Finanzkommissi-
on und stellten sich damit gegen
die Regierung. «Ein Blankocheck
für eine eigenmächtigeUmwand-
lung ist nicht notwendig. Ich den-
ke,wirhaben aus demFall des Fe-
lix-Platter-Spitals gelernt», sagte
etwa FDP-Grossrat Daniel Seiler
unter Verweis auf die umstritte-
ne Rettungsaktion des Kantons
beim genannten Spital.

Sein Fraktionskollege David
Jenny betonte, dass es bei Spitä-
lern – anders als bei Banken – in
derRegel nicht zu plötzlichen Fi-
nanzkrisen komme.Das sei in der
Regel vorhersehbar. Lukas Engel-
berger argumentierte vergeblich,
dass die Umwandlung auch im

Krisenfall nicht automatisch er-
folgen würde, sondern nach Ab-
wägung durch die Exekutive. Die
Ratsmehrheit lehnte den Antrag
der Regierung schliesslich ab.

So entscheidet künftig das
Parlament, ob das Darlehen im
Krisenfall in Eigenkapital umge-
wandelt wird.

Misstöne in der
regionalen Spitalpolitik
In den letzten Monaten kam es
rundumdie Spitalplanung in bei-
den Basel zu Misstönen. Sowohl
im Grossen Rat wie auch im
Landrat wurden Stimmen laut,
die eine mangelnde Absprache
zwischen den beiden Kantonen

bemängelten, insbesondere mit
Blick auf das Kantonsspital Ba-
selland (KSBL) und das USB. Seit
dem Jahr 2019 ist ein Staatsver-
trag über die «gemeinsame Ge-
sundheitsregion» inKraft, derBa-
sel-Stadt und Baselland auf eine
engere Zusammenarbeit im Spi-
talbereich verpflichtet, um das
Kostenwachstum zu dämpfen.

In denAugen derParlamenta-
rier wurde der Vertrag bislang
nicht korrekt umgesetzt. Ende
April verschickten die Gesund-
heitskommissionenvonGrossem
Rat und Landrat eine gemeinsa-
me Medienmitteilung, in der sie
die zuständigen Regierungsräte
Lukas Engelberger (Mitte, BS)
und Thomi Jourdan (EVP, BL)
scharf kritisierten und eine ver-
bindlichereAbsprache forderten.
Engelberger konterte diese Kritik
unlängst in einem Interview mit
der BaZ: Die Kantone hätten den
Vertrag sehrwohl erfüllt, nament-
lich über die Einführung von
gleichlautenden Spitallisten.Über
eine konkrete Zusammenarbeit
von KSBL und USB stehe in dem
Staatsvertrag hingegen nichts.
Engelbergerwarf den Parlamen-
tariern garvor, denVertrag falsch
zu interpretieren.

In der Juni-Session wird der
Grosse Rat auch eineMotionvon
Melanie Eberhard (SP) beraten,
die eine engere Kooperation zwi-
schen KSBLundUSB fordert und
gar eine Spitalfusion 2.0 ins Spiel
bringt. In der Debatte um das
Darlehen wurde dieser Punkt
deshalb bewusst ausgeklammert.

Mit der Gewährung des Dar-
lehens ist auch noch nicht ent-
schieden, ob das Klinikum3 auch
tatsächlich in diesen Dimensio-
nen gebaut wird. Das Parlament
hat gestern «nur» über das Dar-
lehen entschieden und nicht
über den Bebauungsplan für das
Klinikum 3. Dieser soll nach den
Sommerferien im Grossen Rat
behandelt werden.

Basler Unispital erhält Finanzspritze
von 300Millionen Franken
Beschluss im Grossen Rat Das Kantonsparlament hat sich für das Darlehen ausgesprochen.
Eine Abfuhr gab es hingegen für einen Zusatzantrag der Regierung.

Der Baselbieter Gesundheitsdi-
rektorThomi Jourdan (EVP) hat
sich gestern zum 300-Millio-
nen-Darlehen für die Neubau-
projekte des Universitätsspitals
Basel (USB) geäussert.

Er sagte in der Fragestunde
des Landrats, dass er diese «Ent-
wicklung» im Hinblick auf eine
koordinierte Gesundheitspolitik
bedauere.

«Es ist ein klares Zeichen, das
de facto einen wirkungsvollen
Abgleich der Infrastrukturvor-
haben zwischen Universitäts-
spital und Kantonsspital Basel-
land verhindert», sagte Jourdan.

Er nehme den Entscheid des
Basler Grossen Rats zur Kennt-
nis, dochmit dem «Alleingang»
des Nachbarkantons bestehe
für die weiteren Entwicklun-
gen beim Kantonsspital Basel-
land (KSBL) keine bikantonale
Gesamtsicht mehr, sagte er in
der Antwort auf eine Frage von

Marc Scherrer (Mitte). Das «vor-
handene Spielfeld» habe sich
nun verändert.

Abgleich der Infrastruktur
als «Gebot der Stunde»
Scherrer wollte wissen, wie der
Regierungsrat den Entscheid
beurteile. Dies im Hinblick dar-
auf, dass die Gesundheitskom-
missionen beider Basel im Ap-
ril an beide Regierungen ap-
pellierten, beide Spitäler dazu
anzuhalten, ihre Angebote bes-
ser aufeinander abzustimmen.

Jourdan hielt fest, dass nach
der Ablehnung der Spitalfusion
im Jahr 2019 das USB zwar ge-
zwungen sei, die Erneuerung
seiner Infrastruktur eigenstän-
dig voranzubringen. Ein Ab-
gleich der Infrastruktur sei den-
noch ein «Gebot der Stunde»,
wenn auch formal nicht vorge-
sehen, sagte Jourdan. Der Gros-
se Rat hatte gesternMorgen das

von der Regierung beantragte
verzinsliche und rückzahlba-
re Darlehen für den Ersatzbau
des Klinikums 2 und den Neu-
bau genehmigt.

Im Februar 2019 scheiterte
die Spitalfusion an der Urne, da
sie in Basel-Stadt keine Zustim-
mung fand.

Beide Basel nahmen hingegen
den Staatsvertrag für eine in-
tensivere gemeinsame Gesund-
heitsplanung an. Dieses Jahr
kam die Idee, dass sich bei-
de Spitäler einander annähern
sollten, wieder aufs Tapet. Der
Landrat überwies im März ein
Postulat, das die Regierung da-
mit beauftragt, eine verbindli-
che Kooperation zwischen bei-
den Spitälern zu prüfen.

Der Grosse Rat überwies im
Januar eineMotion fürVerhand-
lungen zur Kooperation zwi-
schen USB und KSBL. Auch die
Privatspitäler haben auf die

News aus dem Grossen Rat re-
agiert. Man akzeptiere diesen
demokratischen Entscheid und
verzichte auf eine gerichtliche
Überprüfung.

Entscheidung des Rats
sei «richtig undwichtig»
Die Basler Privatspitäler-Verei-
nigung begrüsst, dass sich der
Grosse Ratmit grosserMehrheit
gegen die Erteilung der Kompe-
tenz an den Regierungsrat zum
späteren Verzicht auf Rückzah-
lung des 300 Millionen-Darle-
hens entschieden hat.

«Die Gewährung des Kredi-
tes zu Vorzugszinsen akzep-
tieren wir im Sinne eines nun
demokratisch klar legitimier-
ten Entscheides. Es ist richtig
und wichtig, dass das Darlehen
nicht automatisch in Eigenkapi-
tal des USB umgewandelt wer-
den kann», heisst es in einer
Mitteilung. (SDA/ni)

Thomi Jourdan bedauert Darlehen an Unispital
300 Millionen Der Baselbieter Gesundheitsdirektor nimmt das Darlehen aus dem
Nachbarkanton zur Kenntnis, bedauert aber dessen Auswirkungen auf die Spitalplanung.

Baselland Ein Metzger darf, eine
Coiffeuse nicht: Die gesetzlichen
Bestimmungen für Sonntagsver-
käufe sorgen im Kanton Basel-
landmomentan fürDiskussionen.

Nun beauftragt derLandrat die
Regierung, sich in Bundesbern für
die lokalen KMUeinzusetzen.Das
Parlament will, dass bei bewilli-
gungsfreien Sonntagsverkäufen
das ganze Gewerbe profitieren
kann, und nimmt einen entspre-
chenden Vorstoss von Landrat
Marc Scherrer (Mitte) mit 51 ge-
gen 31 Stimmen bei einer Enthal-
tung an.

Aktuell gibt es im Baselbiet
vier Sonntagsverkäufe pro Jahr
– zwei für die Saisonverkäufe
und zwei imDezember. Dass der
Handel zurzeit nicht allen Betrie-
ben zusteht, sondern nur Laden-
geschäften und offenen Ver-
kaufsstellen imDetailhandel, das
sorgt bei einigen für rote Köpfe.

DemKanton
sind die Hände gebunden
Handwerksbetriebe, Banken,
Coiffeurgeschäfte, Versicherun-
gen oder Reisebüros sind von
dieser Bestimmung ausgenom-
men. Für Scherrer, hauptberuf-
lich stellvertretender Direktor
der Wirtschaftskammer Basel-
land, führe diese Beschränkung
«zu einer offensichtlichen Un-
gleichbehandlung». Dazu sei sie
«so etwas von bürokratisch».

Dem Kanton sind indes die
Hände gebunden.DasArbeitsge-
setz ist bundesrechtlich veran-
kert. Deshalb soll die Regierung,
sowill es derMitte-Mann,nun in
Bern Druck machen. Unterstüt-
zung erhält er von den bürgerli-
chen Partnern FDP und SVP.

Gegen den Vorstoss stellen
sich die Linken. Sie sehen in dem
Vorschlag eineVerschlechterung
der Arbeitsbedingungen, «da
nicht alle Arbeitnehmer gerne
am Sonntag arbeiten»,wie Lucia
Mikeler (SP) sagt. «Mit demVor-
schlag öffnenwirTürundTor für
den Missbrauch der Arbeitneh-
mer.» RegierungsratThomi Jour-
dan versichert hingegen, beim
Bundvorstellig zuwerden, nach-
demdas Parlament denVorstoss
überwiesen hat.

Benjamin Wirth

Diskussion um
Sonntagsverkauf
dauert an

Fast vierMillionen für
neuen Allschwilerplatz
Mehr Grün Verkehrskreuzung oder
Begegnungszone? DerGrosse Rat
hat die Ausgaben für die Neuge-
staltung des Allschwilerplatzes
mit 57 zu 28 Stimmen bei 6 Ent-
haltungen bewilligt. Ausgangs-
punkt war ein Umgestaltungs-
projekt derRegierung.An diesem
hat die vorberatende Umwelt-,
Verkehrs- und Energiekommis-
sion des Grossen Rates kräftig
herumgeschraubt: Sowurden elf
neue Bäume ins Projekt einge-
fügt, die Flächen mit durchläs-
sigem Mergelbelag vergrössert
und die 25 von der Regierung
noch belassenen Parkplätze bis
auf vier gestrichen. Die Kom-
mission schlug zusätzlich vor,
die Quartierbevölkerungweiter-
hin zur Mitwirkung einzubin-
den. Für konkrete Projekte soll
eine Summe von 150’000 Fran-
ken eingestelltwerden. ImGros-
senRat stiessen die von derKom-
mission einstimmig eingebrach-
ten Vorschläge in einer lebendig
geführten Debatte nicht nur auf
Zustimmung. (SDA)

Jungparteien fordern
günstigeres U-Abo
Anpassung im Baselbiet Seit April
können Jugendliche unter 25 Jah-
ren im Kanton Basel-Stadt das
U-Abo zum Preis von 365 Fran-
ken pro Jahr nutzen. «Seither
herrscht zwischen den beiden
Halbkantonen Basel-Stadt und
Basel-Landschaft eine Ungleich-
heit», schreiben die Baselbieter
Jungparteien Juso, Junge Grünli-
berale, Junge Mitte, Junges Grü-
nes Bündnis und Junge EVP in
einer gemeinsamen Mitteilung.
Nun spannen die Jungparteien
zusammen und fordern, dass
das U-Abo auch im Baselbiet für
Jugendliche günstiger wird. Das
fördert den sozialgerechten Kli-
maschutz sowie die Vernetzung
im Kanton, heisst es vonseiten
der Jungparteien. Gleichzeitig
zumVorstoss für ein günstigeres
U-Abo, welcher gestern einge-
reicht wurde, sind die Jungpar-
teien, wenn nötig, auch zu wei-
teren Schritten bereit. Die Juso
reichten den Vorstoss gemein-
sammit dem Landrat Jan Kirch-
mayr (SP) ein. (ith)

Nachrichten

Das Basler Unispital plant in den kommenden Jahrzehnten grosse Ausbauprojekte. Foto: Kanton BS/Juri Weiss


